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Berlin, 06.12.05 

Soziale Balance erhalten: Bei Kürzung der Leistungen an 
Bundesbeamte von Schleswig-Holstein lernen! 

„Bei den geplanten finanziellen Einschnitten für die Be-

amten sollte auf soziale Ausgewogenheit geachtet wer-

den. Die Rasenmähermethode, unabhängig von der 

Einkommenshöhe, kann hierbei nicht der richtige Weg 

sein.“ Diese Meinung vertritt der Kreis Pinneberger 

SPD-Bundestagsabgeordnete Dr. Ernst Dieter Ross-

mann. Der Abgeordnete erinnert daran, dass in Schles-

wig-Holstein mit Erfolg eine Abstufung beim Weih-

nachtsgeld für die Landesbeamten vorgenommen wor-

den ist. Die Differenzierung liegt hier zwischen 49 und 

68 Prozent eines Monatslohnes. Dabei erhält ein einfa-

cher Steuersekretär den höchsten Satz, während ein 

Regierungsdirektor prozentual weniger bekommt. Am 

niedrigsten fällt das Weihnachtsgeld bei den Pensionä-

ren aus.  
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Das gleiche Prinzip empfiehlt der Abgeordnete für die 

beschlossenen Kürzungen bei den finanziellen Leistun-

gen für die Bundesbeamten. Statt einer Halbierung sol-

le es zu Einschnitten je nach Höhe des Dienstgrades 

kommen. Rossmann: „Wir brauchen auch hier die so-

ziale Balance.“ Insbesondere beim Entlassungs- und 

Weihnachtsgeld für Grundwehrdienst- und Zivildienst-

leistende sieht der Abgeordnete keine Kürzungsmög-

lichkeit.  

Von den Streichplänen wäre zudem an erster Stelle die 

Bundeswehr betroffen. Rossmann: „Von 190.000 Be-

rufssoldaten beziehen 150.000 kleinere Einkommen.“ 

Es müsse berücksichtigt werden, dass von 430.000 

jungen Menschen eines Jahrgangs 150.000 Wehr- und 

Ersatzdienst leisten. Rossmann: „Eine komplette Strei-

chung von Weihnachts- und Entlassungsgeld für diese 

jungen Menschen wäre sicherlich ein falsches Zei-

chen.“ Der Abgeordnete unterstützt deshalb den Vor-

schlag des neuen SPD-Fraktionsvorsitzenden Peter 

Struck, bei Kürzungen im öffentlichen Dienst zu diffe-

renzieren und die weniger gut bezahlten Gehaltsgrup-

pen sowie die Zivis und die Rekruten von den Strei-

chungen weitgehend auszunehmen.  


